Betriebsvereinbarung –  Sonder- und Einmalzahlungen

 
Betriebsvereinbarung

zwischen 

der Firma  ……………………………………………….. 
vertreten durch die/den Vorsitzende/n der Geschäftsleitung
und

dem Betriebsrat der Firma ………………………………………………..
vertreten durch die/den Vorsitzende/n

über 
Sonder- und Einmalzahlungen
§ 1 Geltungsbereich 
Anspruchsberechtigt sind alle Arbeitnehmer einschließlich der Auszubildenden, die im jeweiligen Geschäftsjahr ununterbrochen für das Unternehmen in einem ungekündigten Arbeitsverhältnis tätig sind. Das gilt auch für befristet beschäftigte Mitarbeiter. 
Teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmer sind entsprechend ihrem Arbeitszeitanteil im Verhältnis zur Vollzeitarbeit anspruchsberechtigt. 
§ 2 Höhe der Sonderzahlung 
Der Arbeitgeber stellt den Arbeitnehmern 30 % des im jeweiligen Geschäftsjahr nach Abzug von Steuern erzielten Gewinns als Sonderzahlungen zur Verfügung. Wird das jeweilige Geschäftsjahr mit einem Verlust abgeschlossen, besteht kein Anspruch auf Sonderzahlungen. 
§ 3 Berechnung der Sonderzahlung 
Die Sonderzahlungen werden folgendermaßen berechnet: 
Von dem Gesamtvolumen erhält jeder Arbeitnehmer einen seinem Bruttogesamtverdienst aus dem Geschäftsjahr entsprechenden Anteil. 
§ 4 Fälligkeit 
Die Sonderzahlung ist spätestens 3 Monate nach Erstellung des Jahresabschlusses eines Geschäftsjahres fällig, spätestens jedoch zum 30. Juni des Folgejahres. 
§ 5 Kündigung und Nachwirkung 
Diese Vereinbarung kann mit einer Frist von 6 Monaten zum Jahresende gekündigt werden. Im Fall einer Kündigung wirkt die Vereinbarung bis zum Abschluss einer neuen Betriebsvereinbarung zu diesem Thema nach. 
§ 6 Anrechnungsverbot 
Die Sonderzahlung darf nicht auf einzelvertraglich oder tarifvertraglich geschuldete Entgelterhöhungen angerechnet werden. 
§ 7 Einmalzahlungen aus Härtefonds 
Zur Milderung besonderer persönlicher Härten kann im Einzelfall eine einmalige Sonderzahlung gewährt werden. Für derartige Beihilfen wird ein einmaliger Härtefonds in Höhe von 100.000 ¤ pro Kalenderjahr vom Arbeitgeber zur Verfügung gestellt. 
Leistungen aus diesem Härtefonds werden nur auf Antrag gewährt. Der Antrag muss spätestens 4 Wochen vor Auszahlung des Betrags schriftlich gestellt werden. 
Mit dem Antrag ist glaubhaft zu machen, dass den Antragsteller im Vergleich zu anderen Mitarbeitern eine besondere Härte trifft. Über den Antrag entscheidet eine Kommission einvernehmlich. Diese besteht aus 2 Vertretern des Arbeitgebers und 2 Vertretern des Betriebsrats. Auf Leistungen aus dem Härtefonds besteht kein Rechtsanspruch. 
Keine Ansprüche aus diesem Härtefonds haben 
■ leitende Angestellte im Sinne des § 5 Abs. 3 Betriebsverfassungsgesetz, 
■ Mitarbeiter, die vor Ablauf der Kündigungsfrist vertragswidrig ohne ausdrückliche Zustimmung aus der Firma ausscheiden, 
■ Mitarbeiter, denen aus verhaltensbedingten Gründen fristlos oder fristgerecht gekündigt wurde oder wird. 
§ 8 Änderungen und Nebenabreden 
Änderungen bzw. Ergänzungen dieser Betriebsvereinbarung sowie Nebenabreden bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der schriftlichen Vereinbarung der Vertragsparteien. 
Sollten Bestimmungen dieser Vereinbarung ganz oder teilweise nicht rechtswirksam sein, so bleiben die übrigen Vertragsbestimmungen hiervon unberührt. 
§ 9 Meinungsverschiedenheiten 
Kommt es aufgrund dieser Vereinbarung zu Auseinandersetzungen zwischen dem Arbeitgeber und dem Betriebsrat, versuchen die Parteien sich zunächst im Rahmen eines Gesprächs zu einigen. Kommt es dabei zu keiner Einigung, ist eine Einigungsstelle zu bilden. Sie entscheidet verbindlich. 
§ 10 Inkrafttreten 
Die Betriebsvereinbarung tritt mit Unterzeichnung in Kraft. 
……………………………………………………
Ort, Datum 

……………………………………………………

Unterschrift Arbeitgeber
……………………………………………………

Unterschrift Betriebsvorsitzende(r)
Darum geht es:  


Häufig sind Arbeitgeber nur noch bereit, erfolgsabhängige Sonder- und Einmalzahlungen zu leisten. Je mehr Gewinn das Unternehmen macht, desto höher sind die Zahlungen an die Arbeitnehmer. Versuchen Sie, eine solche Betriebsvereinbarung mit Ihrem Arbeitgeber abzuschließen. Die folgende Muster-Betriebsvereinbarung kann Ihnen dabei eine wichtige Hilfestellung bieten. 





Ziel dieser Vereinbarung ist es, dass Sie als Betriebsrat rechtssicher einen Anspruch gegen Ihren Arbeitgeber durchsetzen können. Denn ein durchsetzbarer Anspruch ist stets besser als eine freiwillige Sonder- oder Einmalzahlung.  









